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Aus den Proiekten
Erste Zwischenergebnisse
Halbzeit beim NFP 40+. Nach zwei Jahren können einige Projektleiter ihre Zwi-
schen- und Endergebnisse in diesem Newsletter vorstellen. Das Forschungs-
programm mit den 13 Forschungsprojekten läuft noch bis Ende 2007.
Massnahmen gegen Rechtsextremis-
mus in der Schweiz: erweitertes
lnstrumentarium, aber noch wenig
Kontin uität
Modul Evaluation von Massnahmen
von Thomas Widmer, Institutfür Poli-
tikwissenschaft, Universität Zürich
ln der Schweiz haben politische Mass-
nahmen gegen Rechtsextremismus
keine lange Tradition. Eingegriffen wird
traditionellenryeise erst, wenn rechts-
extreme Aktionen unmittelbar die öf-
fentliche Ordnung gefährden. ln den
letzten Jahren hat sich auf politischer
Ebene jedoch einiges geändert. Die
Bekämpfung des Rassismus 
- 
eine der
Kernkomponenten des Rechtsextre-
mismus 
- 
wird heute ebenso als staat-
liche Aufgabe angesehen wie die ver-
stärkte Prävention und Sensibilisierung
gegenüber Rassismus, Diskriminierung
und Gewalt. Und seit den Ereignissen
im Sommer 2000, als etwa hundert
Rechtsextreme auf dem Rütli Bundes-
rat Villigers Rede zum 1. August mas-
siv störten, setzte sich weitgehend die
Überzeugung durch, dass der Rechts-
extremismus auch in der Schweiz wie-
der zunehmend ein Problem darstellt.
ln der Praxis gestaltet sich die Umset-
zung von Massnahmen gegen Rechts-
extremismus jedoch oft als schwierig.
Denn um Rassismus und rechtsex-
treme Strömungen in der Gesellschaft
an ihren Wurzeln bekämpfen zu kön-
nen, braucht es mehr als eine punktu-
elle Verordnung von staatlichen Mass-
nahmen. Ein wirksamer Einsatz ge-
gen Rechtsextremismus, der alle ge-
sellschaftlichen Kreise erreicht, zeigt
sich erst in der kontinuierlichen, klaren
und konsequenten Ablehnung jeglicher
Form der Diskriminierung 
- 
was durch
staatliche Programme allein nicht zu
gewährleisten ist. Hier knüpft eine Viel-
zahl von Einzelprojekten an, die sich in
Schulen, Gemeinden, Quartieren, Ver-
einen oder in Unternehmen den The-
men Rechtsextremismus, Fremden-
feindlichkeit, Rassismus, Gewalt und
Diskriminierung annehmen. Sie richten
sich typischenveise an ein überschau-
bares, einigermassen klar abgrenz-
bares Anwendungsfeld und können
deshalb auf spezifische Probleme ab-
gestimmt werden.
Die einzelnen Projekte werden getragen
durch staatliche und nichtstaatliche
Organisationen wie Amtsstellen, Schu-
len, Nichtregierungsorganisationen, Ju-
gendgruppen, Arbeitgeber, Gewerk-
schaften, Hilfswerke, Kirchen, Quartier-
vereine oder Ausländerorganisationen.
Oft beteiligen sich verschiedene Orga-
nisationen gemeinsam an der Finanzie-
rung eines Projekts. Das im Rahmen des
NFP40+ durchgeführte Forschungspro-
jekt 
"Massnahmen gegen Rechtsextre-
mismus in der Schweiz: Auf der Suche
nach den wirksamsten Massnahmen"
inventarisierte solche Projekte und an-
dere Massnahmen gegen Rechtsextre-
mismus, Rassismus, Diskriminierung
und Gewalt. Die Gesamtschau zeigt,
dass sich seit dem Jahr 2000 vor allem
die Aktivitäten intensivierten, die eine
möglichst frühzeitige Prävention von
intoleranten und antidemokratischen
Haltungen zum Ziel haben. Bei die-
ser aktiven Sensibilisierungs- und Bil-
dungsarbeit kommt den Schulen eine
zentrale Bedeutung zu. Eine wichtige
Anstossfinanzierung für viele dieser Pro-
jekte leistete zwischen 2000 und 2005
der Fonds Projekte gegen Rassismus
und für Menschenrechte des Bundes.
Kontinuität in der lntenven-
tion nötlg
Wenn Massnahmen gegen Rechtsext-
remismus aber nicht bloss das Wissen
über die Problematik erweitern, son-
dern sich effektiv auf das alltägliche
Denken und Verhalten der Menschen
auswirken sollen, ist eine wiederkeh-
rende und regelmässige Auseinander-
setzung unabdingbar. Erste Ergebnis-
se aus unserem Forschungsprojekt
zeigen allerdings, dass Massnahmen
gegen Rechtsextremismus oft zeitlich
eng begrenzt sind und eine längerfris-
tige lnstitutionalisierung fehlt. Für die
Schaffung struktureller Rahmenbedin-
gungen, die über kuafristig angelegte
Einzelaktionen und Projekte hinausge-
hen, fehlt oft die Kontinuität der lnter-
vention. Hinsichtlich der Dauerhaftig-
keit fraglich sind vor allem rein reakti-
ve Massnahmen, die aufgrund aktueller
rechtsextremer Vorkommn isse ergriffen
werden. So macht es wenig Sinn, wenn
sich ein Gemeinderat nach dem Auf-
marsch einer Gruppe von Rechtsextre-
men auf die öffentliche Verufteilung der
Vorkommnisse beschränkt oder wenn
aus aktuellem Anlass eine Podiumsdis-
kussion zum Thema Rechtsextremis-
mus veranstaltet wird. Solche Mass-
nahmen können zwar Betroffenheit
schaffen. Ziel muss es abersein, rechts-
Nachgefragt bei lörg Schitd
extremem Gedankengut sowie intole-
rantem und gewalttätigem Verhalten
ein aktives und beständiges Bekennt-
nis zu Demokratie und Menschenrech-
ten entgegenzusetzen.
Einen wichtigen Beitrag gegen Rechts-
extremismus leisten deshalb speziali-
sierte Organisationen wie ACOR SOS
Racisme in Lausanne oder das ggg-
Jörg Schild, Regierungsrat, Vorsteher des
S icherheitsdepartements Basel-Stadt u nd
designierter Präsident von Swns O/ympic
Der rechtsextreme Aufmarsch am
1. August auf dem Rütli und das Tref-
fen von 300 Neonazis im Wallis im
September sorgten für ein grosses
Medienecho. Wie reagieren Sie per-
sönlich auf solche Vorkommnisse?
Mit Bestüzung und auch Wut. Es sollte
doch möglich sein, das Fest zum .Ge-
burtstag" unseres Staates in einem
würdigen und angemessenen Rahmen
zu begehen. Gefordert sind hier aber
auch die Medien. Wenn jedes Jahr noch
reisserischer über den 
"braunen Auf-
marsch,' berichtet wird, wird es für
diese Art Leute noch attraktiver, das
Rütli als Podium zu nutzen.
Auch im Kanton Basel-Stadt kam es
in den vergangenen Jahren zu rechts-
extremen Vorfällen. Welche Mass-
nahmen haben Sie als Vorsteher
des Sicherheitsdepartements ergrif-
fen?
Wir hatten in den vergangenen Jahren
nur ein Ereignis dieser Art. Die PNOS
mietete unter falschem Namen einen
Saal zwecks Abhalten ihrer Mitglieder-
versammlung. Die Polizei bekam trotz-
fon 
- 
Gemeinsam gegen Gewalt und
Rassismus in den Regionen Bern und
Burgdorf, die mit einem permanenten
Beratungsangebot direkt Betroffenen
Hilfe anbieten und mit ideenreichen
Aktionen immer wieder auf die alltäg-
liche Problematik des Rassismus und
des Rechtsextremismus aufmerksam
machen. Diese Beispiele verdeutlichen
aber auch, dass Massnahmen gegen
dem Wind davon und unternahm eine
ausgedehnte Personenkontrolle vor
Ort. Diese Kontrolle und die nachfol-
gende Berichterstattung darüber hat-
ten die gewünschte Wirkung: Es wurde
klargemacht, dass solche Treffen in
Basel nicht erwünscht sind. lm Gegen-
zug hatten mein Polizeikader und ich
allerdings (erfolglose) Strafanzeigen
von Seite der PNOS am Hals.
lm Nachgang zu dem Neonazitreffen
im Wallis wurde die Forderung nach
einer interkantonalen polizei-
lichen Eingreiftruppe laut, die innert
Stunden an jedem Ort der Schweiz
bereitstehen könnte. Sehen Sie
dies als möglichen Ansatzpunkt zur
Verhinderung von rechtsextremen
Anlässen?
Wichtiger und zielbringender (siehe
oben) ist es, rechtzeitig die nötigen
lnformationen über solche Anlässe zu
haben. Dann kann auch zeitgerecht
reagiert werden. Zu dieser Reaklion
sind die kantonalen Polizeikorps selbst
befähigrt, allenfalls mit freundnach-
barschaftlicher Hilfe im Rahmen der
bestehenden Polizeikonkordate. Eine
spezielle Eingritfstruppe ist also sicher
nicht notwendig. Manchmalfehlt es mir
auch am politischen Willen.
Auch im Rahmen von Sportveran-
staltungen sind Rechtsextremismus
und das Hooligan-Phänomen ein
Thema. Die zunehmende Gewaltbe-
reitschaft und die Gewaltausübung
anlässlich von Sportevents nehmen
in der Schweiz sowie international
zu. Wie erklären Sie sich dieses Phä-
nomen?
Dies ist kein spoftspezifisches Phäno-
men. ln allen Bereichen unserer Gesell-
schaft sind eine Venohung der Sitten
und ein gewisser Verlust des grundle-
genden Anstandes fes?ustellen, sei es
im Verkehr oder allgemein im Umgang
miteinander. Sportler und Sportlerin-
nen haben in dieser Beziehung aber
Rassismus, Gewalt und Rechtsextre-
mismus noch immer eine zeitlich wie
geographisch beschränkte Reichweite
haben. Ein umfassender und kontinu-
ierlicher Ansatz fehlt bis heute.
Weitere I nformationen unter:
thow@pwi.unizh.ch
www. nfp 4A pl u s. ch /to p i c436 1 /
story9l05.html
eine Vorbildfunktion. Ein ausgespro-
chen schlechtes Vorbild war jüngst in
Italien zu sehen, als ein Fussball-Star
sich bei der Auswechslung von de+
Fans mit dem römischen Gruss vert^ /
schiedete und dies nachher auch noch
in den Medien rechtfertigte.
Der Bundesrat will der Gewaltbereit-
schaft und der Gewaltausübung im
Rahmen von Sportveranstaltungen
'mit neuen Massnahmen wie der
Hooligandatenbank und einem Ray-
onverbot begegnen. Was halten Sie
davon?
Diese Massnahmen sind leider notwen-
dig. ln Grossbritannien hat man damit
gute Erfahrungen gemacht und das
Hooliganproblem weitgehend in den
Griff bekommen. Wir dürfen uns 
- 
be-
sonders im Hinblick auf die anstehende
Euro 08 
- 
nicht vorurrerfen lassen, ir-
gendetwas unterlassen zu haben, was
für eine sichere Durchführung von
Grossveranstaltungen nüElich gev' I
sen wäre.
